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Revision Statuten der Mobimo Holding AG 
(Änderungen nach Traktanden 4 und 5 geordnet) 
 
 
 

Bisherige  Fassung (9. April 2013)  Beantragte, revidierte Fassung (Änderungen fett 
und kursiv) 

  

TRAKTANDUM 4.1: Allgemeine Anpassungen an die VegüV  

  

Art ikel  7 

Die Organe der Gesellschaft sind:  

 �   Generalversammlung 

 �   Verwaltungsrat 

 �   Revisionsstelle 

 

Art ikel  7 

Die Organe der Gesellschaft sind:  

 �   Generalversammlung 

 �   Verwaltungsrat 

 �   Geschäftsleitung  

 �   Revisionsstelle 

Artikel 8  

Die Generalversammlung ist das oberste Organ der 
Gesellschaft. 

Ihr stehen folgende unübertragbaren Befugnisse zu: 

1. die Festsetzung und Änderung der Statuten; 

2. die Wahl und Abberufung der Mitglieder des 
Verwaltungsrates und der Revisionsstelle; 

3. die Genehmigung des Jahresberichtes und 
der Konzernrechnung; 

4. die Genehmigung der Jahresrechnung sowie 
die Beschlussfassung über die Verwendung 
des Bilanzgewinnes, insbesondere die Fest-
setzung der Dividende und der Tantieme; 

5. die Entlastung der Mitglieder des Verwal-
tungsrates; 

6. die Beschlussfassung über die Gegenstände, 
die der Generalversammlung durch das Ge-
setz oder die Statuten vorbehalten sind. 

 

Artikel 8  

Die Generalversammlung ist das oberste Organ der 
Gesellschaft. 

Ihr stehen folgende unübertragbaren Befugnisse zu: 

1. die Festsetzung und Änderung der Statuten; 

2. die Wahl und Abberufung der Mitglieder des 
Verwaltungsrates, des Präsidenten des 
Verwaltungsrates, der Mitglieder des Ver-
gütungsausschusses, der Revisionsstelle 
und des unabhängigen Stimmrechtsvertre-
ters ; 

3. die Genehmigung des Jahresberichtes und 
der Konzernrechnung; 

4. die Genehmigung der Jahresrechnung sowie 
die Beschlussfassung über die Verwendung 
des Bilanzgewinnes, insbesondere die Fest-
setzung der Dividende und der Tantieme; 

5. die jährliche Genehmigung der maximalen 
Gesamtbeträge der Vergütungen für die 
Mitglieder des Verwaltungsrates und der 
Geschäftsleitung gemäss Art. 22 bzw. 
Art. 28 und Art. 29 der Statuten; 

6. die Entlastung der Mitglieder des Verwal-
tungsrates und der Geschäftsleitung ; 

7. die Beschlussfassung über die Gegenstände, 
die der Generalversammlung durch das Ge-
setz oder die Statuten vorbehalten sind. 

Artikel 10 Abs. 2  

In der Einladung sind alle Verhandlungsgegenstän-
de und die Anträge des Verwaltungsrates und allfäl-
liger Aktionäre, welche die Durchführung der Gene-
ralversammlung oder die Traktandierung eines Ver-

Artikel 10 Abs. 2  

In der Einladung sind alle Verhandlungsgegenstän-
de und die Anträge des Verwaltungsrates und allfäl-
liger Aktionäre, welche die Durchführung der Gene-
ralversammlung oder die Traktandierung eines Ver-
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handlungsgegenstandes verlangt haben, anzuge-
ben. Spätestens 20 Tage vor der ordentlichen Gene-
ralversammlung sind der Geschäftsbericht und der 
Revisionsbericht am Sitz der Gesellschaft zur Ein-
sicht der Aktionäre aufzulegen. In der Einberufung 
zur Generalversammlung ist auf diese Auflegung 
und auf das Recht der Aktionäre hinzuweisen, die 
Zustellung dieser Unterlagen verlangen zu können. 

handlungsgegenstandes verlangt haben, anzuge-
ben. Spätestens 20 Tage vor der ordentlichen Gene-
ralversammlung sind der Geschäftsbericht, der 
Vergütungsbericht  und der Revisionsbericht am 
Sitz der Gesellschaft zur Einsicht der Aktionäre 
aufzulegen. In der Einberufung zur Generalver-
sammlung ist auf diese Auflegung und auf das Recht 
der Aktionäre hinzuweisen, die Zustellung dieser 
Unterlagen verlangen zu können. 

Artikel 12  

Jede Aktie berechtigt zu einer Stimme.  

Jeder Aktionär kann sich an der Generalversamm-
lung durch einen mit schriftlicher Vollmacht versehe-
nen anderen Aktionär, den unabhängigen Stimm-
rechts- oder den Depotvertreter vertreten lassen. 

 

Artikel 12  

Jede Aktie berechtigt zu einer Stimme. 

Jeder Aktionär kann sich an der Generalversamm-
lung durch seinen gesetzlichen Vertreter , einen 
mittels  schriftlicher Vollmacht bevollmächtigten 
Dritten, der nicht Aktionär zu sein braucht, oder  
den unabhängigen Stimmrechtsvertreter vertreten 
lassen.  

Artikel 13 Abs. 2  

Die Generalversammlung ist beschlussfähig unge-
achtet der Zahl der vertretenen Aktien. Sie fasst ihre 
Beschlüsse und vollzieht ihre Wahlen mit der abso-
luten Mehrheit der abgegebenen Aktienstimmen, 
soweit nicht das Gesetz oder die Statuten abwei-
chende Bestimmungen enthalten.  

 

Artikel 13 Abs. 2  

Die Generalversammlung ist beschlussfähig unge-
achtet der Zahl der vertretenen Aktien. Soweit  das 
Gesetz oder die Statuten nicht abweichende 
Bestimmungen enthalten, fasst sie ihre Beschlüs-
se und vollzieht ihre Wahlen mit der einfachen 
Mehrheit der abgegebenen Aktienstimmen, wobei 
Stimmenthaltungen, leere und ungültige Stim-
men nicht als abgegeben gelten.  

[Keine Bestimmung] Artikel  15 

Die Generalversammlung wählt den unabhängi-
gen Stimmrechtsvertreter. Wählbar sind natürli-
che und juristische Personen oder Personenge-
sellschaften. 

Die Amtsdauer des unabhängigen Stimmrechts-
vertreters endet mit dem Abschluss der jeweils 
nächsten ordentlichen Generalversammlung. 
Eine Wiederwahl ist möglich. 

Hat die Gesellschaft keinen unabhängigen 
Stimmrechtsvertreter oder fällt dieser aufgrund 
fehlender Unabhängigkeit oder aus anderen 
Gründen aus, so ernennt der Verwaltungsrat 
einen solchen für die nächste oder laufende 
Generalversammlung. Bereits abgegebene Voll-
machten und Instruktionen behalten ihre Gültig-
keit für den neuen unabhängigen Stimmrechts-
vertreter, sofern ein Aktionär nicht ausdrücklich 
etwas anderes angeordnet hat.  

Der unabhängige Stimmrechtsvertreter ist ver-
pflichtet, die ihm von den Aktionären übertrage-
nen Stimmrechte weisungsgemäss auszuüben. 
Hat er keine Weisungen erhalten, so enthält er 
sich der Stimme. 

Der Verwaltungsrat stellt sicher, dass die Aktio-
näre die Möglichkeit haben, dem unabhängigen 
Stimmrechtsvertreter auch auf elektronische 
Weise Vollmachten und Weisungen für die Aus-
übung der Stimmrechte zu erteilen, wobei er 
ermächtigt ist, vom Erfordernis einer qualifizier-
ten elektronischen Signatur abzusehen. Voll-
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machten und Weisungen können nur für die 
jeweils nächste Generalversammlung erteilt 
werden. 

Der Verwaltungsrat regelt das Verfahren und die 
Bedingungen für das Erteilen der Vollmachten 
und Weisungen an den unabhängigen Stimm-
rechtsvertreter. Allgemeine Weisungen eines 
Aktionärs sind sowohl bezüglich den in der Ein-
ladung zur Generalversammlung gestellten An-
trägen zu Verhandlungsgegenständen als auch 
bezüglich nicht angekündigten oder neuen An-
trägen zulässig, insbesondere gilt die allgemeine 
Weisung, hinsichtlich in der Einladung bekannt-
gegebener oder noch nicht bekanntgegebener 
Anträge jeweils im Sinne des Verwaltungsrats zu 
stimmen, als gültige Weisung zur Stimmrechts-
ausübung. 

Artikel 15  

Der Verwaltungsrat besteht aus mindestens drei 
Mitgliedern, die für die Dauer von einem Jahr ge-
wählt werden. Er bestimmt seinen Präsidenten und 
den Sekretär, der nicht Mitglied des Verwaltungsra-
tes sein muss. 

Die Amtsdauer der Mitglieder des Verwaltungsrates 
endet am Tage der entsprechenden ordentlichen 
Generalversammlung. Vorbehalten bleiben vorheri-
ger Rücktritt oder Abberufung. Während einer Amts-
dauer neu gewählte Mitglieder treten in die Amts-
dauer ihrer Vorgänger ein. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrates sind nach Ab-
lauf der Amtsdauer sofort wieder wählbar. 

Artikel 16  

Der Verwaltungsrat besteht aus mindestens drei 
Mitgliedern. Die Amtsdauer endet mit dem Ab-
schluss der nächsten ordentlichen Generalver-
sammlung. Der Verwaltungsrat bestimmt den 
Sekretär, der nicht Mitglied des Verwaltungsrates 
sein muss.  

Die Mitglieder des Verwaltungsrates sind nach Ab-
lauf der Amtsdauer sofort wieder wählbar. 

 

 

[Keine Bestimmung] 

 

Artikel 17  

Die Generalversammlung wählt den Präsidenten 
des Verwaltungsrates. Eine Wiederwahl ist mög-
lich.  
Die Amtsdauer endet mit dem Abschluss der 
nächsten ordentlichen Generalversammlung. 

Ist das Amt des Präsidenten vakant, so ernennt 
der Verwaltungsrat für die verbleibende Amts-
dauer einen neuen Präsidenten. 

Artikel 18 Abs. 2  

Der Verwaltungsrat ist unter Vorbehalt von Art. 19 
berechtigt, die Geschäftsführung oder einzelne Teile 
derselben an eine oder mehrere Personen, Mitglie-
der des Verwaltungsrates (Delegierte) oder Dritte, 
die nicht Aktionäre zu sein brauchen, zu übertragen. 
Zu diesem Zweck erlässt er ein Organisationsregle-
ment und ordnet die entsprechenden Vertragsver-
hältnisse. 

Artikel 20 Abs. 2  

Der Verwaltungsrat ist unter Vorbehalt von Art. 21 
berechtigt, die Geschäftsführung oder einzelne Teile 
derselben an eine oder mehrere natürliche  Perso-
nen, Mitglieder des Verwaltungsrates (Delegierte) 
oder Dritte, die nicht Aktionäre zu sein brauchen, zu 
übertragen. Zu diesem Zweck erlässt er ein Organi-
sationsreglement und ordnet die entsprechenden 
Vertragsverhältnisse.  

Artikel 19  

Der Verwaltungsrat hat folgende unübertragbaren 
und unentziehbaren Aufgaben: 

1. die Oberleitung der Gesellschaft und die 
Erteilung der nötigen Weisungen; 

Artikel 21  

Der Verwaltungsrat hat folgende unübertragbaren 
und unentziehbaren Aufgaben: 

1. die Oberleitung der Gesellschaft und die 
Erteilung der nötigen Weisungen; 



4 

2. die Festlegung der Organisation; 

3. die Ausgestaltung des Rechnungswesens, 
der Finanzkontrolle sowie der Finanzplanung, 
sofern diese für die Führung der Gesellschaft 
notwendig ist; 

4. die Ernennung und Abberufung der mit der 
Geschäftsführung und der Vertretung betrau-
ten Personen und Regelung der Zeichnungs-
berechtigung; 

5. die Oberaufsicht über die mit der Geschäfts-
führung betrauten Personen, namentlich im 
Hinblick auf die Befolgung der Gesetze, Sta-
tuten, Reglemente und Weisungen; 

6. die Erstellung des Geschäftsberichtes sowie 
die Vorbereitung der Generalversammlung 
und die Ausführung ihrer Beschlüsse; 

7. die Benachrichtigung des Richters im Falle 
der Überschuldung; 

8. die Beschlussfassung über die nachträgliche 
Leistung von Einlagen auf nicht vollständig 
liberierte Aktien; 

9. die Beschlussfassung über die Feststellung 
von Kapitalerhöhungen und daraus folgende 
Statutenänderungen; 

10. die Prüfung der fachlichen Voraussetzungen 
der besonders befähigten Revisoren für die 
Fälle, in welchen das Gesetz den Einsatz 
solcher Revisoren vorsieht. 

 

2. die Festlegung der Organisation; 

3. die Ausgestaltung des Rechnungswesens, 
der Finanzkontrolle sowie der Finanzplanung, 
sofern diese für die Führung der Gesellschaft 
notwendig ist; 

4. die Ernennung und Abberufung der mit der 
Geschäftsführung und der Vertretung betrau-
ten Personen und Regelung der Zeichnungs-
berechtigung; 

5. die Oberaufsicht über die mit der Geschäfts-
führung betrauten Personen, namentlich im 
Hinblick auf die Befolgung der Gesetze, Sta-
tuten, Reglemente und Weisungen; 

6. die Erstellung des Geschäftsberichtes sowie 
die Vorbereitung der Generalversammlung 
und die Ausführung ihrer Beschlüsse; 

7. die Erstellung des Vergütungsberichts ; 

8. die Benachrichtigung des Richters im Falle 
der Überschuldung; 

9. die Beschlussfassung über die nachträgliche 
Leistung von Einlagen auf nicht vollständig 
liberierte Aktien; 

10. die Beschlussfassung über die Feststellung 
von Kapitalerhöhungen und daraus folgende 
Statutenänderungen; 

11. die Prüfung der fachlichen Voraussetzungen 
der besonders befähigten Revisoren für die 
Fälle, in welchen das Gesetz den Einsatz sol-
cher Revisoren vorsieht. 

[Keine Bestimmung] Artikel 26  

Der Verwaltungsrat bestellt eine Geschäftslei-
tung, der nach Massgabe des vom Verwaltungs-
rat erlassenen Organisationsreglements die 
Geschäftsführung und Vertretung der Gesell-
schaft obliegt. 

[Keine Bestimmung] Artikel 27  

Die Arbeitsverträge mit den Mitgliedern der Ge-
schäftsleitung können befristet oder unbefristet 
ausgestaltet sein.  

Die maximale Dauer bei befristeten Arbeitsver-
trägen sowie die maximale Kündigungsfrist bei 
unbefristeten Arbeitsverträgen betragen 12 Mo-
nate. 

  

TRAKTANDUM 4.2: Statutenbestimmungen zur Vergütung 

  

Artikel 20  

Die Mitglieder des Verwaltungsrates haben An-
spruch auf Ersatz ihrer im Interesse der Gesellschaft 
aufgewendeten Auslagen sowie auf eine ihrer Tätig-
keit entsprechende Vergütung, die der Verwaltungs-

Artikel 22  

Die Mitglieder des Verwaltungsrates haben An-
spruch auf Ersatz ihrer im Interesse der Gesellschaft 
oder einer ihrer Tochtergesellschaften  aufgewen-
deten Auslagen sowie auf eine ihrer Tätigkeit ent-
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rat selbst festlegt. 

 

sprechenden Vergütung . Die Vergütung der Mit-
glieder des Verwaltungsrates kann sich aus 
einer jährlichen Basisvergütung und weiteren 
erfolgsunabhängigen Elementen (wie Zuschläge 
für die Mitgliedschaft in Ausschüssen, Verwal-
tungsräten von Tochtergesellschaften oder die 
Übernahme besonderer Aufgaben oder Aufträ-
gen) zuzüglich Sozialabgaben und Beiträgen an 
die Altersvorsorge zusammensetzen. Die Vergü-
tung kann durch die Gesellschaft oder eine ihrer 
Tochtergesellschaften entrichtet werden, sofern 
diese Vergütung von der jeweils genehmigten 
Gesamtvergütung gedeckt ist. 

Der Verwaltungsrat kann festlegen, dass ein Teil 
der Vergütung in der Form von Aktien entrichtet 
wird. Die Anzahl der zugeteilten Aktien sowie der 
Zeitpunkt der Zuteilung und des Eigentumsüber-
gangs werden durch den Verwaltungsrat auf 
Antrag des Vergütungsausschusses festgelegt. 
Für die Bestimmung des Wertes der Aktien wird 
auf den Börsenkurs am Tag der Zuteilung abge-
stellt. Der Verwaltungsrat legt eine Sperrfrist 
fest, die in der Regel 5 Jahre beträgt. Die Aktien 
sind ab dem Zeitpunkt der Zuteilung stimm- und 
dividendenberechtigt.   

Der maximale Gesamtbetrag der Vergütungen 
muss von der Generalversammlung jährlich 
prospektiv jeweils für die Dauer bis zum Ab-
schluss der nächsten ordentlichen Generalver-
sammlung genehmigt werden.  

Im Fall der Nichtgenehmigung des Gesamtbe-
trags der Vergütungen des Verwaltungsrates 
kann der Verwaltungsrat entweder an derselben 
Generalversammlung einen neuen Antrag stellen 
oder er beruft eine ausserordentliche General-
versammlung ein und legt der Generalversamm-
lung einen neuen Antrag für den Gesamtbetrag 
vor.  

[Keine Bestimmung] Artikel 28  

Die Mitglieder der Geschäftsleitung beziehen für 
ihre Tätigkeit für die Gesellschaft und ihre Toch-
tergesellschaften eine Vergütung. Die Vergütung 
kann durch die Gesellschaft oder eine ihrer 
Tochtergesellschaften entrichtet werden, sofern 
diese von der jeweils genehmigten Gesamtver-
gütung gedeckt ist.  

Der maximale Gesamtbetrag der erfolgsunab-
hängigen Vergütungen der Geschäftsleitung 
muss von der Generalversammlung jährlich für 
das auf die jeweilige Generalversammlung fol-
gende Geschäftsjahr genehmigt werden.  

Der maximale Gesamtbetrag der erfolgsabhängi-
gen Vergütungen der Geschäftsleitung muss von 
der Generalversammlung jährlich für das Ge-
schäftsjahr, in dem die jeweilige Generalver-
sammlung stattfindet, genehmigt werden. Vor 
Genehmigung dürfen keinerlei Zahlungen von 
erfolgsabhängigen Vergütungen für die betref-
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fende Periode geleistet werden. 

 Im Fall der Nichtgenehmigung der Gesamtbe-
träge der Vergütungen der Geschäftsleitung 
kann der Verwaltungsrat entweder an derselben 
Generalversammlung einen neuen Antrag stellen 
oder er beruft eine ausserordentliche General-
versammlung ein und legt der Generalversamm-
lung einen neuen Antrag für den erfolgsunab-
hängigen bzw. erfolgsabhängigen Gesamtbetrag 
vor.  

[Keine Bestimmung] Artikel 29  

Die Gesamtentschädigung besteht für jedes 
Mitglied der Geschäftsleitung aus einem Basis-
lohn (inkl. Spesenpauschale), allfälligen weiteren 
erfolgsunabhängigen Elementen (wie Zuschläge 
für die Mitgliedschaft in Ausschüssen, Verwal-
tungsräten von Tochtergesellschaften oder die 
Übernahme besonderer Aufgaben oder Aufträ-
gen) und einer erfolgsabhängigen Entschädi-
gung sowie aus Sozialabgaben, Lohnnebenleis-
tungen und Beiträgen an die Altersvorsorge.  

Die erfolgsabhängigen Vergütungen an die Mit-
glieder der Geschäftsleitung richten sich nach 
den vom Verwaltungsrat festgelegten qualitati-
ven und quantitativen Zielvorgaben und Parame-
tern. Der Verwaltungsrat regelt die Einzelheiten 
der erfolgsabhängigen Vergütung in einem Reg-
lement. Die maximale erfolgsabhängige Vergü-
tung für jedes einzelne Geschäftsleitungsmit-
glied ist aber in jedem Fall auf 150% seines er-
folgsunabhängigen Bruttolohns begrenzt. Die 
Gesamtvergütung berücksichtigt Verantwor-
tungsstufe, Aufgabengebiet, fachliche Kompe-
tenzen und Funktion des Geschäftsleitungsmit-
glieds, Zielerreichung sowie Marktverhältnisse.  

Mindestens 50% der erfolgsabhängigen Vergü-
tung muss von den Geschäftsleitungsmitglie-
dern in Form von Aktien der Gesellschaft bezo-
gen werden. Für die Bestimmung des Wertes der 
Aktien wird auf den Börsenkurs am Tag der Zu-
teilung abgestellt. Der Verwaltungsrat legt auf 
Antrag des Vergütungsausschusses den Zeit-
punkt der Zuteilung und des Eigentumsüber-
gangs sowie die Sperrfristen fest. Die Aktien 
sind ab dem Zeitpunkt der Zuteilung stimm- und 
dividendenberechtigt. Der Verwaltungsrat kann 
vorsehen, dass aufgrund eines Eintritts von im 
Voraus bestimmter Ereignisse wie einem Kon-
trollwechsel oder der Beendigung eines Arbeits-
verhältnisses Sperrfristen verkürzt oder aufge-
hoben werden, Vergütungen unter Annahme der 
Erreichung der Zielwerte ausgerichtet werden 
oder Vergütungen wegfallen. Insbesondere er-
halten Mitglieder der Geschäftsleitung grund-
sätzlich auch bei einer allfälligen Freistellung bis 
zur Beendigung ihres Arbeitsvertrags einen pro 
rata Anteil der vertraglich vereinbarten Entschä-
digung, sofern das Arbeitsverhältnis vom Ar-
beitgeber nicht aus einem wichtigen vom Arbeit-
nehmer zu verantwortendem Grund gekündigt 
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wurde. Die erfolgsabhängigen Entschädigungen 
werden grundsätzlich ebenfalls entrichtet, sofern 
das betreffende Mitglied keinen wichtigen Grund 
für die Kündigung setzte. Der Verwaltungsrat 
entscheidet im Einzelfall auf der Basis des Ar-
beitsvertrags und der konkreten Umstände über 
die Entrichtung dieser Entschädigungen oder 
über deren Nichtgewährung und auch über eine 
allfällige Aufhebung von Sperrfristen.  

Für jedes Mitglied der Geschäftsleitung, welches 
nach der Generalversammlung, welche über den 
Gesamtbetrag der Entschädigung abgestimmt 
hat, ernannt wird, besteht ein Zusatzbetrag im 
Umfang von 30% des für die relevanten prospek-
tiv bereits genehmigten Perioden genehmigten 
Gesamtbetrags der Geschäftsleitung, wobei 
dieser Betrag auch die Periode abdeckt, welche 
zwischen der Ernennung und dem Beginn der 
prospektiv bereits genehmigten Periode liegt. 
Der effektiv in Anspruch genommene Zusatzbe-
trag muss von der Generalversammlung nicht 
genehmigt werden.  

Die Gesellschaft darf im Rahmen des bereits 
genehmigten Gesamtbetrags oder des Zusatzbe-
trages einem neu eintretenden Mitglied der Ge-
schäftsleitung eine Antrittsprämie zum Aus-
gleich von durch den Stellenwechsel erlittenen 
Nachteilen gewähren.  

Der Verwaltungsrat regelt sämtliche weitere 
Einzelheiten in einem Vergütungsreglement. 

  

TRAKTANDUM 4.3: Weitere Statutenbestimmungen gemäss Art. 12 VegüV 

  

[Keine Bestimmung] Artikel 23  

Der Verwaltungsrat kann für seine Tätigkeit Aus-
schüsse bilden. Er bildet mindestens einen Prü-
fungsausschuss (Audit Committee) und einen 
Vergütungsausschuss (Compensation Commit-
tee).  

Die Generalversammlung wählt die Mitglieder 
des Vergütungsausschusses einzeln. Der Vergü-
tungsausschuss besteht aus mindestens drei 
Mitgliedern. Wählbar sind nur Mitglieder des 
Verwaltungsrates.  

Die Amtsdauer der Mitglieder des Vergütungs-
ausschusses endet mit dem Abschluss der 
nächsten ordentlichen Generalversammlung. 
Eine Wiederwahl ist möglich. 

Ist der Vergütungsausschuss nicht mehr voll-
ständig besetzt bzw. unterschreitet er die Min-
destanzahl gemäss Statuten, so ernennt der 
Verwaltungsrat für die verbleibende Amtsdauer 
die fehlenden Mitglieder. 

[Keine Bestimmung] Artikel 24  

Der Vergütungsausschuss ist ein vorbereitender 
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Ausschuss für den Verwaltungsrat und hat – 
soweit in den Statuten oder in einem Reglement 
nicht explizit anders geregelt – keine Entschei-
dungskompetenz. Er hat in Bezug auf die Vergü-
tungen folgende Aufgaben und Zuständigkeiten: 

1. Erstellen und Überprüfung der Vergü-
tungspolitik, Überprüfung der Umsetzung 
der Vergütungspolitik und Unterbreiten 
von Vorschlägen und Empfehlungen zur 
Vergütungspolitik an den Verwaltungsrat; 

2. Erstellen und Überprüfung von konkreten 
Vergütungsmodellen, Überprüfung der 
Umsetzung von Vergütungsmodellen und 
Unterbreiten von Vorschlägen und Emp-
fehlungen zu konkreten Vergütungsmo-
dellen an den Verwaltungsrat; 

3. Vorbereitung aller relevanten Entscheide 
des Verwaltungsrates im Bereich der Ver-
gütung der Mitglieder des Verwaltungsra-
tes und der Geschäftsleitung und Unter-
breitung von Vorschlägen an den Verwal-
tungsrat zur Art und Höhe der jährlichen 
Vergütung der Mitglieder des Verwal-
tungsrates und der Geschäftsleitung in-
klusive Vorbereitung des Vorschlages für 
den jeweils der Generalversammlung zur 
Genehmigung zu unterbreitenden maxi-
malen Gesamtbetrag; 

4. Prüfung des jährlichen Lohnbudgets der 
Gesellschaft sowie der Grundsätze der 
Auszahlung der variablen Vergütungen an 
die Mitarbeiter ausserhalb der Geschäfts-
leitung; 

5. Vorschlag zuhanden des Verwaltungsrats 
zur Genehmigung der Vergabe von Man-
daten der Gesellschaft oder Tochterge-
sellschaften an Mitglieder des Verwal-
tungsrates, der Geschäftsleitung und na-
hestehende juristische und natürliche 
Personen.  

Der Verwaltungsrat kann dem Vergütungsaus-
schuss weitere Aufgaben im Bereich Vergütung, 
Personalwesen und damit zusammenhängende 
Bereiche zuweisen. Der Verwaltungsrat regelt die 
Organisation, Arbeitsweise und Berichterstat-
tung des Vergütungsausschusses in einem Reg-
lement, wobei der Präsident des Vergütungsaus-
schusses vom Verwaltungsrat vorgeschlagen 
wird. 

Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann der Vergü-
tungsausschuss auch die Unterstützung unab-
hängiger Dritter beiziehen und diese entschädi-
gen.  

[Keine Bestimmung] Artikel 25  

Die Mitglieder des Verwaltungsrates dürfen je 
folgende weiteren Tätigkeiten in obersten Lei-
tungs- oder Verwaltungsorganen von Rechtsein-
heiten ausüben, die verpflichtet sind, sich ins 



9 

Handelsregister oder in ein entsprechendes 
ausländisches Register eintragen zu lassen, und 
die nicht durch die Gesellschaft kontrolliert wer-
den oder die Gesellschaft nicht kontrollieren:  

• Maximal drei Mandate von (in- oder aus-
ländischen) Gesellschaften, welche die 
Bedingungen für eine Publikumsgesell-
schaften gemäss Art. 727 Abs. 1 Ziff. 1 
OR erfüllen, sowie zusätzlich 

• maximal fünfzehn Mandate von Gesell-
schaften, die nicht als Publikumsgesell-
schaft im Sinne von Art. 727 Abs. 1 Ziff. 
1 OR gelten.  

Keiner Einschränkung unterliegen Mandate bei 
Rechtseinheiten, die nicht verpflichtet sind, sich 
ins Handelsregister oder in ein entsprechendes 
ausländisches Register eintragen zu lassen so-
wie ehrenamtliche Mandate bei steuerlich aner-
kannten gemeinnützigen Organisationen.  

[Kein Titel] Geschäftsleitung 

[Keine Bestimmung] Artikel 30  

Die Mitglieder der Geschäftsleitung dürfen je 
folgende weiteren Tätigkeiten in obersten Lei-
tungs- oder Verwaltungsorganen von Rechtsein-
heiten ausüben, die verpflichtet sind, sich ins 
Handelsregister oder in ein entsprechendes 
ausländisches Register eintragen zu lassen, und 
die nicht durch die Gesellschaft kontrolliert wer-
den oder die Gesellschaft nicht kontrollieren:  

• Maximal ein Mandat von (in- oder aus-
ländischen) Gesellschaften, welche die 
Bedingungen für eine Publikumsgesell-
schaften gemäss Art. 727 Abs. 1 Ziff. 1 
OR erfüllen, sowie zusätzlich 

• maximal fünf Mandate von Gesellschaf-
ten die nicht als Publikumsgesellschaft 
im Sinne von Art. 727 Abs. 1 Ziff. 1 OR 
gelten.  

Keiner Einschränkung unterliegen Mandate bei 
Rechtseinheiten, die nicht verpflichtet sind, sich 
ins Handelsregister oder in ein entsprechendes 
ausländisches Register eintragen zu sowie eh-
renamtliche Mandate bei steuerlich anerkannten 
gemeinnützigen Organisationen  

Die Annahme solcher Mandate bzw. Anstellun-
gen bedarf jedoch in jedem Fall der vorherigen 
Zustimmung des Verwaltungsrates.  

  

TRAKTANDUM 5.1: Weitere Statutenänderungen (unabhäng ig von VegüV) 

  

Artikel 1  

Unter der Firma Mobimo Holding AG (CH-
100.3.023.255-0) besteht eine Aktiengesellschaft 

Artikel 1  

Unter der Firma Mobimo Holding AG (CHE-
101.185.173) besteht eine Aktiengesellschaft ge-
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gemäss Art. 620 ff. OR mit Sitz in Luzern. Die Dauer 
der Gesellschaft ist unbeschränkt. 

mäss Art. 620 ff. OR mit Sitz in Luzern. Die Dauer 
der Gesellschaft ist unbeschränkt. 

Artikel 21 Abs. 3  Artikel 31 Abs. 3  

Die Revisionsstelle wird für ein Geschäftsjahr ge-
wählt. Ihr Amt endet mit der Abnahme der letzten 
Jahresrechnung. Eine Wiederwahl ist möglich. Sie 
kann jederzeit mit sofortiger Wirkung abberufen 
werden. 

Die Revisionsstelle wird für ein Geschäftsjahr ge-
wählt. Ihr Amt endet mit der Abnahme der letzten 
Jahresrechnung. Eine Wiederwahl ist möglich. Die 
Revisionsstelle kann jederzeit mit sofortiger Wir-
kung (mittels Beschluss durch die Generalver-
sammlung) abberufen werden. 

 

 


